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Geſetz Sammlung 


für die 


Kd Ka 9 Lich ein Preußiſchen Staaten. 
— Kr. 8. 


N: 3225.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend die Aufloͤſung der Koͤln-Minden⸗ 
Thuͤringer Verbindungs⸗ Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 7. Januar 1850. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem die Koͤln-Minden-Thuͤringer Verbindungs-Eiſenbahngeſellſchaft 
in den an 20. September und 2. Dezember 1848. abgehaltenen Generalver⸗ 
ſammlungen ihre Aufloͤſung einftimmig befchloffen, das Bevorſtehen derſelben 
öffentlich bekannt gemacht, auch die Gläubiger zur Meldung aufgefordert und 
hierdurch den Beſtimmungen der HH. 22. und 53. des unterm 4. Juli 1846. 
von Uns beftätigten Statuts (Geſetz⸗ Sammlung fuͤr 1846. Seite 303. ff.), ſo 
wie den bezuͤglichen Vorſchriften der HH. 28. u. 29. des Geſetzes über die 
Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. (Geſetz⸗ Sammlung fuͤr 1843. 
Seite 341. ff.) genügt hat, wollen Wir dem gedachten Aufloͤſungsbeſchluſſe 
hiermit Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Potsdam, den 7. Januar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


Jahrgang 1850. (Nr. 3225— 3226.) 10 f (Nr, 3226.) 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Maͤrz 1850. 
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(Nr. 3226.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Januar 1850., betreffend die Genehmigung des 
chauſſeemaͤßigen Ausbaues der Straße von Guttentag uͤber Miſchline bis 
zur Peiskretſcham-Malapaner Chauſſee durch den zu dieſem Zwecke gebil⸗ 
deten Bauverein, ſowie die Bewilligung des Rechts zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes und die Anwendung der geſetzlichen Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen. 


Au den Bericht vom 9. Januar d. J. genehmige Ich den chauffeemäßigen 
Ausbau der Straße von Guttentag uͤber Miſchline bis zur Peiskretſcham-Ma⸗ 
lapaner Chauſſee durch den zu dieſem Zwecke gebildeten Bauverein und bewil- 
lige demſelben gegen die Uebernahme der vorſchriftsmaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem jedesmal fuͤr 
die Staatschauſſeen guͤltigen Tarif; auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die bezeichnete Straße Anwendung finden. i 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 21. Januar 1850, 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. 


(Fr. 3227.) 


(Ir. 3227.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juli 1849., das Verfahren in Civilprozeſſen in den Be⸗ 
zirken des Appellationsgerichts zu Greifswald und des Juſtiz-Senats zu 
Ehrenbreitſtein betreffend. Vom 23. Februar 1850. 


Naben die auf Grund des Artikels 105. der Verfaſſungs-Urkunde vom 
5. Dezember 1848. unter dem 21. Juli v. J. erlaſſene, in der Geſetz-Samm⸗ 
lung von 1849. S. 307. ff. verkuͤndete 
Verordnung uͤber das Verfahren in Civilprozeſſen in den Bezirken des 
Appellationsgerichts zu Greifswald und des Juſtiz⸗ Senats zu Ehren⸗ 
breitſtein, 
jenem Artikel der Verfaſſungs⸗Urkunde gemaͤß, den Kammern zur Genehmigung 
vorgelegt worden iſt, haben beide Kammern der gedachten Verordnung ihre 
Genehmigung ertheilt. 
Dies wird hierdurch zur Beachtung bekannt gemacht. 


Berlin, den 23. Februar 1850, 


Das Staatsminiſterium. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. - 


(Nr. 3227-3228.) 10* (Nr. 3228.) 


= I 


(Nr. 3228.) Geſetz wegen Abaͤnderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. Januar 
4845. , betreffend die Zertheilung von Grundſtuͤcken und die Gründung 
neuer Anſiedelungen. Vom 24. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc N 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, fuͤr diejenigen Landestheile, in 
welchen das Geſetz vom 3. Januar 1845., betreffend die Zertheilung von 
i e und die Gruͤndung neuer Anſiedelungen, Geſetzeskraft hat, 
was folgt: 


RR Se 4: 

Die $$. 2. bis 5. einschließlich des Geſetzes vom 3. Januar 1845., be⸗ 
treffend die Zertheilung von Grundſtuͤcken und die Gruͤndung neuer Anſiedelungen 
(Geſetz⸗Sammlung 1845. S. 25.), ſowie die Deklaration vom 7. Auguſt 1846., 
betreffend die Anwendung des H. 2. dieſes Geſetzes (Geſetz-Sammlung 1846, 
S. 395.), werden hiermit aufgehoben. 

Nerauperungss Verträge jeder Art, durch welche Grundſtuͤcke zertheilt, 
von einem Grundſtuͤcke einzelne Theile abgezweigt oder Grundſtuͤcke, welche 
Zubehoͤr eines anderen Grundſtuͤcks ſind, von dieſem abgetrennt werden ſollen, 
muͤſſen von dem Gerichte, vor welchem ſie abgeſchloſſen oder ihrem Inhalte 
oder der Unterſchrift nach anerkannt worden ſind, unmittelbar nach ihrer Auf⸗ 
nahme demjenigen Gerichte zugeſendet werden, welches das Hypothekenbuch der 
betreffenden Grundſtuͤcke zu führen hat, ſofern dieſes Gericht von dem erſteren 
verſchieden iſt. Dieſelbe Verpflichtung wird, in Erweiterung der Vorſchrift des 
F. 31. der Verordnung vom 2. Januar 1849. (Geſetz-Sammlung pro 1849. 
S. 10.), den Notaren auferlegt. A 


Ye 


Die Abſchreibung der Trennſtuͤcke im Hypothekenbuche, deren Uebertra⸗ 
gung auf ein anderes Folium, die Aushaͤndigung des Baukonſenſes zu neuen An⸗ 
ſiedelungen, ſofern den Vorſchriften der HH. 27. und 28. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845. genuͤgt iſt, ſowie die Berichtigung des Beſitztitels fuͤr den 
Trennſtücks⸗ Erwerber find von der im H. 7. Nr. 1. und in den $$. 25. 
ab 26. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. gedachten Regulirung ferner nicht 
abhaͤngig. 


§. 3. 

Alle im H. 1. des gegenwaͤrtigen Geſetzes bezeichneten Vertraͤge ſind 
von dem Gerichte, welches das Hypothekenbuch des zertheilten Grundſtuͤcks zu 
fuͤhren hat, ſofort nachdem ſie zu ſeiner Kenntniß gelangt ſind, in beglaubigter 
Abſchrift demjenigen Landrathe oder Magiſtrate zuzufertigen, welchem nach 
F. 8. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. die im H. 7. Nr. 1. und in den 
HH. 25. und 26. deſſelben vorgeſchriebene Regulirung obliegt. Nach dem Em⸗ 

ö pfange 
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pfange dieſer Abſchrift hat ſich der Landrath oder Magiſtrat der Regulirung 
ſogleich von Amtswegen zu unterziehen. 


§. 4. 

Die im H. 20. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. den Regierungen 
beigelegte Befugniß, in Faͤllen, in welchen Streitigkeiten bei der Regulirung 
entſtehen, ein ſofort vollſtreckbares Interimiſtikum feſtzuſetzen, wird auf alle 
Falle ausgedehnt, in welchen die Regierung es fuͤr angemeſſen erachtet, die defi⸗ 
nitive Regulirung aufzuſchieben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 24. Februar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Cr. 32283229.) (Nr, 3229.) 
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Fr. 3229.) Geſetz, betreffend die Unterſtuͤtzung der beduͤrftigen Familien zum Dienſte ein⸗ 
berufener Reſerve- und Landwehrmannſchaften. Vom 27. Februar 1850. 


Wit Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


K 15 
Die Reſerve⸗- und Landwehr⸗Mannſchaften ſollen, fobald ſie zum Kriege 
oder wegen außerordentlicher Zuſammenziehung der Reſerve oder der 9 
einberufen werden, fuͤr ihre Familien, im Falle der Beduͤrftigkeit, eine Unter⸗ 
ſtuͤtzung nach näherer Beſtimmung dieſes Geſetzes erhalten. 


. H. 2. 

Hinſichtlich des Anſpruchs auf Unterſtuͤtzung (F. 1.) werden als zur Fa⸗ 
milie gehörig betrachtet: die Ehefrau des zum Dienſt Einberufenen und deſſen 
Kinder unter 14 Jahren. 

Auch konnen dahin noch gerechnet werden: die Kinder uͤber 14 Jahren, 
ſo wie Verwandte in aufſteigender Linie und Geſchwiſter, in ſofern ſie von dem 
zum Dienſt Einberufenen unterhalten werden muͤſſen. 

Dagegen find entferntere Verwandte, geſchiedene Ehefrauen und un- 
eheliche Kinder von der Berechtigung zum Empfange einer Unterſtuͤtzung aus⸗ 
geſchloſſen. f 

F. 3. 

Die Verpflichtung zur Unterſtuͤtzung dieſer Familien ($$. 1., 2.) wird 
den Kreiſen auferlegt. 

; Ausgenommen hiervon bleibt die den Familien der Landwehr⸗Offiziere in 
den Faͤllen des §. 1. zu gewaͤhrende Unterſtuͤtzung; dieſe wird in gleicher Weiſe 
wie hinſichtlich der Familien der Offiziere des ſtehenden Heeres aus dem Mi⸗ 
litair⸗Fonds beſtritten. 


$. 4. | 
Die Unterſtuͤtzungs⸗Beduͤrftigkeit der Familie muß in jedem einzelnen 
Falle nachgewieſen werden. 0 
H. 5. 
Als Kreis⸗Unterſtutzung muß mindeſtens gewährt werden: 
a) fuͤr die Ehefrau monatlich 1 Rthlr. 10 Sgr. und in der Zeit vom 


1. November bis 1. April 2 Rthlr., 
b) für jedes Kind unter 14 Jahren monatlich 15 Sgr. 


Die Geld⸗Unterſtutzung kann theilweiſe durch Lieferung von Brodkorn, 
Brennmaterial oder Kartoffeln erſetzt werden. 
H. 6. 


a 


H. 6. 
In jedem Kreiſe wird eine Unterſtuͤtzungs⸗Kommiſſion gebildet, welche 
a) ee die Unterſtuͤtzungs-Beduͤrftigkeit der betreffenden Familien, 
als au 
b) unter ſorgfaͤltiger Beruͤckſichtigung der Arbeitsfaͤhigkeit derſelben, tiber 
den Umfang und die Art der ihnen zu gewaͤhrenden Unterſtuͤtzung, nach⸗ 
dem der Ortsvorſtand daruͤber gehoͤrt worden, mit Beachtung der Vor⸗ 
ſchriften des H. 5., endgültig zu entſcheiden, und 
c) 15 puͤnktliche Gewährung der bewilligten Unterſtuͤtzung zu uͤberwachen 
at. 


S. 

Die Unterſtuͤtzungs⸗Tommiſſion beſteht aus dem Landrath als Vorſitzen⸗ 
den und einer den Lokal⸗Verhaͤltniſſen angemeſſenen Anzahl von Mitgliedern, 
welche die Kreisvertretung aus den Kreiseinſaſſen erwaͤhlt. Die Kreisvertre⸗ 
tung iſt befugt, die Geſchaͤfte der Kommiſſion dem Kreis = Ausſchuß zu uͤber⸗ 
tragen. f 

Einer jeden Unterſtuͤtzungs⸗Kommiſſion wird ein von dem betreffenden 
Landwehr⸗Bataillons⸗Kommando zu waͤhlender Offizier beigeordnet. 


5 H. 8. . 

Die Kommiſſion (F. 7.) kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte 
ihrer Mitglieder zugegen iſt. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit iſt die Stimme des Vorſitzenden entſcheidend. 

Der der Kommiſſion beigeordnete Offizier nimmt an den Verhandlun⸗ 
gen Theil, hat aber keine entſcheidende Stimme. 


RER 
Die zu den Unterſtuͤtzungen erforderlichen Geldmittel werden von der 
Kreisvertretung beſchafft und noͤthigenfalls nach dem Verhaͤltniß der ſonſtigen 
Kreis⸗Kommunalbeitraͤge aufgebracht. 


H. 10. 


‚Die von der Kommiſſion (H. 7.) feſtgeſtellte Kreisunterſtuͤtzung wird den 
Familien in halbmonatlichen Raten praͤnumerando verabreicht. 

Die Gewaͤhrung beginnt mit dem Abmarſch des zum Dienſt Einberu⸗ 
fenen aus der Heimath und endigt in der Regel mit deſſen Rückkehr. 

Unterſtuͤtzungen der Privatvereine und einzelner Privatperſonen duͤrfen 
auf die bewilligte Kreisunterſtuͤtzung nicht angerechnet werden. 


911. 
and Den Familien Derjenigen, welche, waͤhrend ſie im aktiven Dienſt ſich 
efinden 
a) der Defertion ſich schuldig machen, oder 
b) durch gerichtliches Erkenntniß zur Feſtungsſtrafe oder zu einer haͤrteren 
Strafe verurtheilt werden, 
(Nr. 3229.) 5 wird 
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wird die bewilligte Kreisunterſtützung nicht weiter gewaͤhrt, ſobald die Nach⸗ 
richt davon bei der Unterſtuͤtzungs⸗Kommiſſion eingeht, welcher von ſolchen 
Faͤllen durch die Truppenbefehlshaber ſofort Kenntniß zu geben iſt. 

f H. 12. 

Den Familien Derjenigen, welche im Gefecht getoͤdtet werden, oder in 
Folge einer Beſchaͤdigung im Dienſt oder einer durch den Dienſt veranlaßten 
Krankheit vor ihrer Entlassung in die Heimath ſterben, wird noch drei Jahre 
lang, vom Todestage des Familienvaters gerechnet, die bewilligte Kreisunter⸗ 
ſtuͤtzung belaſſen, fofern ihre Huͤlfsbeduͤrftigkeit nicht ſchon vor Ablauf dieſes 
Zeitraums aufhoͤrt. 


H. 13. 


Die Familien Derjenigen, welche ohne ihr Verſchulden in feindliche Ge⸗ 
fangenſchaft gerathen, erhalten die bewilligte Kreisunterſtuͤtzung auch waͤhrend 
der Dauer der Gefangenſchaft. 


$. 14, ; 


Die den Familien der Reſerve- und Landwehrmannſchaften durch dieſes 
Geſetz gewaͤhrleiſtete Unterſtuͤtzung erſtreckt ſich nicht auf die Zeit, waͤhrend 
ee dieſe Mannſchaften an den jährlichen Uebungen der Landwehr Theil 
nehmen. - 


$. 15. 

Gleiche Verpflichtung wie die Kreiſe ($$. 3. und 6.) haben diejenigen 
Staͤdte, welche nicht zu einem landraͤthlichen Kreiſe gehoͤren. An Stelle der 
Kreisvertretung ($$. 7. und 10.) tritt die Gemeindevertretung und an Stelle 
des Landraths der Buͤrgermeiſter. 

§. 16. 

Die Miniſter des Innern und des Krieges ſind mit der Ausfuͤhrung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 27. Februar 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Redigirt im Büreau des Staats- Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


